
Aufenthalts im Jugendhaus die Festlegung einer sinn­
vollen persönlichen Perspektive für jeden einzelnen eine 
bedeutende Rolle spielt.
Die Einweisung in ein Jugendhaus wird von dem huma­
nistischen Gedanken beherrscht, auch denjenigen ju­
gendlichen Tätern, deren Persönlichkeitsformung in der 
Vergangenheit stark vernachlässigt wurde, zu helfen, 
sich zu überwinden und ihre Selbsterziehung zu ent­
wickeln. Diese Jugendlichen werden nach dem Ablauf 
einer gewissen Zeit, deren Dauer wesentlich durch die 
Erfolge im Erziehungsprozeß bestimmt wird und die 
mindestens ein Jahr beträgt, wieder in das Elternhaus 
zurückkehren. Die Entlassung muß spätestens mit der 
Vollendung des 20. Lebensjahres erfolgen.
Während der Zeit des Aufenthalts des Jugendlichen im 
Jugendhaus ist auch auf die Eltern Einfluß zu nehmen, 
damit die Bedingungen in der Familie positiv gestaltet 
werden und gewährleisten, daß die im Jugendhaus ein­
geleitete Erziehung fortgesetzt wird. Diese Aufgabe ob­
liegt vorrangig den Organen der Jugendhilfe. Sie wird 
durch die Organe für Inneres der Räte der Kreise 
übernommen, wenn der Jugendliche während des Auf­
enthalts das 18. Lebensjahr vollendet. Hier ist durch 
entsprechende Koordinierung zu sichern, daß die Ver­
antwortung der Jugendhilfe für die Weiterführung des 
Lebensweges des Jugendlichen zur gegebenen Zeit naht­
los auf die Abteilung Innere Angelegenheiten über­
geht.

Freiheitsstrafe
In der gegenwärtigen Etappe unserer gesellschaftlichen 
Entwicklung kann der sozialistische Staat auch gegen­
über jugendlichen Tätern nicht auf die Anwendung der 
Freiheitsstrafe als schwerste Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit Jugendlicher verzichten. Ge­
mäß § 76 StGB finden hinsichtlich der Voraussetzungen 
für die Anwendung der Freiheitsstrafe, der Dauer, der 
Strafaussetzung zur Bewährung usw. die Bestimmungen 
des 3. Kapitels des Allgemeinen Teils des StGB, also 
insbesondere die §§ 39, 40, 43 bis 48, Anwendung.
Die Freiheitsstrafe ist — auch wenn die Grundfunktion 
der Strafe die Erziehung des Täters ist — im Jugend­
verfahren nicht nur eine erzieherische Reaktion auf 
Straftaten. Als staatlich-rechtliche Maßnahme und ge­
sellschaftlich-moralische Verhaltensbewertung macht sie 
dem Straftäter und darüber hinaus weiteren Kreisen 
der Gesellschaft, insbesondere anderen Jugendlichen, 
deutlich, daß Verbrechen (§ 1 Abs. 3 StGB), Vergehen 
mit besonders schädlichen Folgen, Vergehen, die Aus­
druck einer schwerwiegenden Mißachtung der gesell­
schaftlichen Disziplin sind, sowie Straftaten von Tätern, 
die aus bisherigen Strafen keine Lehren gezogen haben, 
gemäß §39 Abs. 2 StGB mit Freiheitsentzug bestraft 
werden können.
Wir können feststellen, daß auch die Freiheitsstrafe 
immer besser als eine wichtige Etappe des Prozesses 
der Erziehung straffällig gewordener Jugendlicher be­
griffen und ausgestaltet wird. Sie ist niemals isoliert 
anzuwenden, sondern einzuordnen in ein System von 
Einzelmaßnahmen zur Erziehung des Rechtsverletzers. 
Die Zahl der Bürger, die als Betreuer für haftentlassene 
Jugendliche oder junge Erwachsene gewonnen werden 
konnten, ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen. 
Der individuellen Betreuung jugendlicher Täter, die 
schwererziehbar sind bzw. schwere Straftaten begingen, 
wird auch in Zukunft große Bedeutung beigemessen. 
Die Praxis lehrt, daß wir damit erfolgreich den Weg 
zur Zurückdrängung der Rückfallkriminalität beschrei­
ten. Das schließt keinesfalls aus, daß sich das gesamte 
Kollektiv, in dem der Jugendliche lernt und arbeitet, 
für die Erziehung insbesondere der haftentlassenen Ju­
gendlichen verantwortlich fühlen muß.

Zur Weiterbildung der Jugendstaatsanwälte 
und Jugendsachbearbeiter

Das neue Strafrecht fordert von jedem einzelnen Mit­
arbeiter der Sicherheits- und der Rechtspflegeorgane, 
sich ein größeres Wissen anzueignen. Sollen die Nor­
men der neuen Strafgesetze lebendige Wirklichkeit ge­
stalten helfen und einen optimalen Beitrag zur Ent­
wicklung des gesellschaftlichen Systems des Sozialismus 
leisten, so müssen wir noch besser lernen, unsere Auf­
gaben als gesamtstaatliche zu begreifen und zu lösen. 
Den zentralen Sicherheits- und Rechtspflegeorganen ob­
liegt die Verpflichtung, alle Kader zielgerichtet und 
systematisch zu befähigen, parteilich, schöpferisch und 
ideenreich ihre Aufgaben im Sinne der Partei der Ar­
beiterklasse und der Staatsführung zu lösen.
Im System der Maßnahmen zur Verhütung und Be­
kämpfung der Jugendkriminalität tragen die Jugend­
sachbearbeiter der Untersuchungsorgane und die Ju­
gendstaatsanwälte eine große Verantwortung. Sie 
müssen sich stets dessen bewußt sein, daß jede ihrer 
Teilhandlungen und Entscheidungen im Jugendverfah­
ren — sei es die Vernehmung des jugendlichen Beschul­
digten, das Anhören der Erziehungspflichtigen, die 
Zeugenvernehmung, die Auswertung eines gesellschaft­
lich negativen, strafrechtlich relevanten Verhaltens Ju­
gendlicher im Betriebskollektiv oder in der Schule, 
der Antrag auf Erlaß eines Haftbefehls oder das Plä­
doyer in der gerichtlichen Hauptverhandlung — mensch­
liche Verhältnisse berührt, die sie im Sinne der sozia­
listischen Ideologie zu beeinflussen vermögen.
Das Prinzip der richtigen Differenzierung wird ange­
sichts der breiten Skala von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit Jugendlicher eine noch grö­
ßere Rolle spielen.
Die Verwirklichung des neuen Strafrechts erfordert 
eine nach wissenschaftlichen Grundsätzen ausgerichtete 
Erziehung straffällig gewordener junger Menschen, denn 
es ist „gerade eines jener großartigen Ergebnisse unse­
rer bisherigen Entwicklung, daß heute der Hauptweg, 
jene Bürger in die sozialistische Menschengemeinschaft 
einzubeziehen, darin besteht, sie durch geduldige Über­
zeugung und Erziehung und durch die Kraft des Kol­
lektivs zu einem ordentlichen, arbeitsamen Leben zu 
bringen“,9.
Es ist nach wie vor eine vordringliche Aufgabe, die 
politisch-fachlichen, soziologischen, pädagogischen und 
psychologischen Kenntnisse der Jugendstaatsanwälte 
und der Jugendsachbearbeiter zu erhöhen, um zu errei­
chen, daß j e d e s  Jugendverfahren zu einem Instru­
ment sozialistischer Menschenführung wird. Jeder mit 
Jugendsachen betraute Mitarbeiter muß daher die Fä­
higkeit erwerben, selbständig in die gesellschaftlichen 
und politischen Zusammenhänge der konkreten, von 
einem Jugendlichen begangenen Rechtsverletzung 
einzudringen. Wer diese Fähigkeit nicht besitzt, ver­
wechselt „höchste gesellschaftliche Wirksamkeit“ mit 
„Vielgeschäftigkeit“. Das Unvermögen, gesellschaftliche 
Zusammenhänge zu erkennen, muß aber zwangsläufig 
zu Subjektivismus und Spontaneität führen. Jeder mit 
Jugendsachen betraute Mitarbeiter muß ferner „mit 
dem Leben der Jugend eng verbunden sein, die Pro­
bleme der Jugendlichen, ihre Gedanken und Diskussio­
nen weitgehend kennen und vor allem ihre entwick­
lungsbedingten Besonderheiten respektieren“20.
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